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Das neue und vereinte Europa, wo sich der deutsche Perfektionismus, die britische Voraussicht, die französische Erfindungsgabe, die italienische Phantasie, die polnische Geistesfreiheit und die tschechische Genauigkeit verbinden, muss ein Europa von Menschen sein, die gemeinsam eine Antwort gefunden haben auf die Frage, was wesentlicher ist: Sein oder Haben.

(Andrzej Szczypiorski: Europa ist unterwegs, Zürich 1996: 94)

Vorwort

Jenseits der Krise – ein informierter Blick auf die Europäische Union

Die positive Sicht auf eine „immer engere Union“ scheint verflogen. An ihre Stelle sind Krisensorgen, Untergangsszenarien und die Diskussion um Austritt und Herauswurf getreten. Einige der negativen Aspekte haben Substanz und werden die öffentliche Diskussion zu Recht noch weiter begleiten. Jedoch darf der Blick auf die positiven Wirkungen der Europäischen Integration und auf das bisher Erreichte dahinter nicht verschwinden.

Jenseits aller Krisen und Unzulänglichkeiten gewinnt die EU für die Bürger ebenso wie für Unternehmen und Personen in der öffentlichen Verwaltung, in Politik und Verbänden immer mehr Bedeutung, und gleichzeitig fällt es nicht leicht, deren Strukturen und Prozesse zu durchschauen. Aus der Unkenntnis bilden sich Mythen und Gerüchte über dieses unbekannte Europa. Dieses Buch will helfen, einen nüchternen und analytischen Blick auf die Europäische Union zu werfen, aus dem ein differenziertes und informiertes Urteil erwachsen kann.

Vor allem die wirtschaftlichen Aspekte Europas werden für den kundigen Laien verständlich gemacht, indem die grundlegenden Annahmen dargestellt, bisherige Abläufe sowie Erfolge und Misserfolge geschildert und die Probleme und Widersprüche der Europäischen Wirtschaftsintegration benannt werden. Im Vordergrund stehen der Binnenmarkt und die gemeinsame Währung Euro, die wirtschaftlichen Wirkungen der Erweiterungen nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion sowie die immer noch nicht entschiedene Mitgliedschaft der Türkei. Über institutionelle Fragen der EU erfährt der Leser/die Leserin genug, um das Spiel um Macht und Einfluss zwischen Mitgliedsstaaten, Europäischer Kommission, Europäischem Parlament und anderen Interessengruppen zu durchschauen.

Worum es geht

In diesem Buch wird die politische und wirtschaftliche Integration in Europa nach dem Zweiten Weltkrieg behandelt. Die Gemeinschaft hat sich über mehrere Stufen (EGKS, EURATOM, EWG, EG) bis zur heutigen EU entwickelt. In diesem Buch wird vereinfachend immer die Abkürzung EU verwendet.

Im ersten Kapitel werden die Fundamente geklärt: Die EU ist eine Wertegemeinschaft, die sich zu Solidarität miteinander verpflichtet. Wie sich die Mitglieder Aufgaben und Budget mit Brüssel teilen, legt das Spannungsverhältnis zwischen Nationalstaat und Gemeinschaft offen.

Im zweiten Kapitel wird der Binnenmarkt besprochen. Er ist eine – meist unterschätzte – Erfolgsgeschichte der EU. Allerdings liegt im Zwang zum grenzüberschreitenden Wettbewerb auch vieles, was Unbehagen und Ängste auslöst. Die Grenze zwischen dem fürsorglichen Staaten und dem effizienten Markt soll in der EU richtig gezogen werden – was teilweise gelingt.

Im dritten Kapitel erweist sich die vermeintliche Krönung der Gemeinschaft, die gemeinsame Währung, als problematisches Projekt. Ist der Euro eine gute Idee, die nach etwas Nachbesserung Vorteile für alle bringt, oder ist der Euro eher die Ursache von Krisen und Problemen? Die andauernde Finanzkrise jedenfalls weist über den Euro hinaus auf die grundlegende Anfälligkeit kapitalistischer Systeme.

Im vierten Kapitel wird eine historisch einmalige, ungeplante Entwicklung und ihr Einfluss auf die EU untersucht: Der Zusammenbruch der Sowjetunion und die daraus resultierende Erweiterung der EU nach Osten. Zehn Staaten, die sich nach dem Zusammenbruch neu erfinden mussten, wurden Mitglieder. Das hat auch die bis dahin bestehende EU nachhaltig verändert.

Im fünften Kapitel wird die bisher unglückliche Anbahnung einer wichtigen Beziehung beleuchtet: Die Türkei wird immer noch nicht Mitglied der EU. Die verpassten Chancen, die bestehenden Risiken und die Ängste und Erwartungen machen sich nicht hauptsächlich an wirtschaftlichen Fragen fest.

Im sechsten Kapitel soll in Zeiten zunehmender EU-Skepsis nach möglichen Perspektiven der EU gesucht werden. Einige dringende Reparaturen am „Europäischen Haus“ werden vorgeschlagen. Außerdem wird diskutiert, ob die EU Probleme besser lösen könnte, wenn sie bisher unantastbare Regeln aufgibt und sich flexibler aufstellt.

In verschiedenen Kapiteln werden zusätzlich aktuelle Themen, wie BREXIT, GREXIT und das mögliche Ende der Freizügigkeit, aufgegriffen.

Für wen das Buch geschrieben ist

Das Buch wendet sich an Studierende der Wirtschafts-, Sozial- und Politikwissenschaften sowie des Europarechts, an Lehrer der Sekundarstufe und an Dozenten in der Erwachsenenbildung ebenso wie an Mitarbeiter in Politik, Verbänden und Verwaltung. Auch Europa-Interessierte, die keinen wirtschafts- oder sozialwissenschaftlichen Hintergrund haben, werden unkompliziert und schnörkellos an komplexe Zusammenhänge der Europäischen Integration herangeführt. Einige wenige Grundlagen der Volkswirtschaftslehre werden vorausgesetzt.

Aktuelles

„Europa“ bleibt dynamisch: Um auch nach dem Redaktionsschluss im Januar 2017 dem Leser/der Leserin den „aktuellen Rand“ sowie Hintergrundinformationen leichter zur Verfügung stellen zu können, biete ich unter der folgenden Web-Adresse zusätzliches und vertiefendes Material an und freue mich auf Kommentare und Hinweise

http://4.brasche-europa.de

Dank an …

Für zahlreiche wertvolle Anregungen und Hinweise danke ich insbesondere Heiner Brockmann, Bettina Burger-Menzel, Rüdiger Eschenbach und Michael Stobernack sowie meinen Studierenden. Alle Fehler und Unzulänglichkeiten bleiben in meiner Verantwortung.
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Für Gabriele



1Europäische Institutionen und Prozesse

Europa ist ein Prozess, eine Aktion, eine Unternehmung, etwas, das in Bewegung ist.

Neben vielfältiger nützlicher Kooperation bietet die Europäische Union uns auch Schutz gegen unsere Dämonen.

Wenn kühnes Denken in provinzieller Verdrossenheit versinkt, … betreten die Wortführer einer nationalen Separation die Bühne, und der alte Wahnsinn greift von neuem um sich. Wer nicht erkennt, dass diese zerbrechliche Europakonstruktion auch seine Sicherheit erhöht, der hat noch nie existentielle Bedrohung erfahren.

(György Konrád, Karlspreisträger 2001)

Die Europäische Union ist ein einzigartiges Gebilde, in dem – ehemals verfeindete – Nationalstaaten Gemeinsamkeiten entwickeln und den Ausgleich ihrer Interessen verhandeln. Nichts an dieser Union ist statisch, vielmehr wandelt sie sich ständig. Im Kern geht es um die Verteilung von Macht, Zuständigkeiten und Ressourcen zwischen nationaler und europäischer Ebene. In diesem Prozess wurden neue Institutionen und Verfahren der Zusammenarbeit geschaffen und weiterentwickelt.

Die Basis sollen gemeinsame Werte bilden, an die sich alle halten müssten. Die Macht zu teilen fällt nicht leicht und die Kompetenzen sind nicht zweckmäßig aufgeteilt. Der oft mühsame Prozess zu „mehr EU“ ist aber auch umkehrbar, wie der Austritt Großbritanniens zeigt (1.1). Die nationalen und europäischen Institutionen regieren gemeinsam in einem kaum durchschaubaren Geflecht von Zuständigkeiten und Verantwortung; letztlich ist die EU aber demokratischer verfasst, als viele Kritiker behaupten (1.2). Um den Haushalt gibt es mehr Streit, als sein geringes Volumen rechtfertigt (1.3).

1.1Integration Europas

1.1.1Werte und Ziele

1.1.1.1Wertegemeinschaft und Sanktionen
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Welche Werte bilden die Basis für die EU?

Kann die Einhaltung dieser Werte durchgesetzt werden?



Die EU ist von einer Vielfalt an Kulturen, Lebensstilen und Präferenzen geprägt. Dennoch hat sie sich auf ein gemeinsames Fundament von Werten verpflichtet, die unabhängig von nationalen Unterschieden für alle Mitglieder bindend sein sollen. Damit beansprucht die EU mehr zu sein als eine wirtschaftliche Zweckgemeinschaft.

Einheit in der Vielfalt

Mit der Verpflichtung zur Koordination auf europäischer Ebene oder gar bei der Übertragung von Rechten wird in der Öffentlichkeit immer wieder die Befürchtung von „Gleichmacherei“ verbunden. Regionale, nationale, linguistische oder kulturelle Eigenheiten könnten durch die Integration in einem „europäischen Einheitsbrei“ untergehen. Entgegen dieser Angst hat sich die EU auf das Motto „In Vielfalt geeint“ verpflichtet, das sich auch in den Verträgen wiederfindet:


–Die Union „… wahrt den Reichtum ihrer kulturellen und sprachlichen Vielfalt und sorgt für den Schutz und die Entwicklung des kulturellen Erbes Europas.“ (Art. 3(3) EU-V)

–Die Union beachtet die Vielfalt ihrer Kulturen und Sprachen. (Art 165, 167 AEU-V)

–„Die Union achtet die Vielfalt der Kulturen, Religionen und Sprachen.“ (Art. 22, Charta der Grundrechte der EU)



Dieses Bekenntnis zur Vielfalt kann jedoch nicht verdecken, dass es zwischen den Mitgliedsstaaten gewachsene Unterschiede gibt, die zu Konflikten führen können: Nicht jede Vielfalt kann bestehen bleiben. Ein Beispiel dafür sind die Auffassungen über die Rolle des Staates in Wirtschaft und Gesellschaft. Wo ein Land eher zu einer liberalen Sicht neigt und dem Markt als Regelungsmechanismus vertraut, wollen andere eher einen fürsorglichen und intervenierenden Staat, da sie den Marktkräften misstrauen. Bei der Vereinbarung gemeinsamer Standards in der Sozialpolitik oder bei der Privatisierung von bisher staatlich erbrachten Dienstleistungen (Kapitel 2.3.5) wurden diese Konflikte deutlich. Auch die Rolle von Religion und Kirche wird unterschiedlich gesehen. Während in einem Land die Schulen noch von der katholischen Kirche beeinflusst werden und andere die christliche Religion in einer europäischen Verfassung festgeschrieben sehen wollten (Spanien, Polen), ist in anderen Ländern eine lange Tradition des Säkularismus, d. h. der strikten Trennung von Kirche und Staat, anzutreffen (Frankreich).


Grundlegende Werte

Die EU versteht sich als Wertegemeinschaft, die sich auf zwei Pfeiler eines gemeinsamen europäischen Erbes (Artikel 2 EU-V, Präambel) stützt:

1.Unverletzliche und unveräußerliche Rechte des Menschen

In der Charta der Grundrechte der Europäischen Union (2007) ist ein umfangreicher Katalog von Rechten festgehalten: „Sie stellt die Person in den Mittelpunkt ihres Handelns, indem sie die Unionsbürgerschaft und einen Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts begründet.“ (Charta der Grundrechte, Präambel). Weiterhin werden die Europäische Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten, die Sozialchartas sowie die Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen Gemeinschaften und des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte in das europäische Vertragswerk aufgenommen.

2.Universelle Werte

„Die Werte, auf die sich die Union gründet, sind die Achtung der Menschenwürde, Freiheit, Demokratie, Gleichheit, Rechtsstaatlichkeit und die Wahrung der Menschenrechte einschließlich der Rechte der Personen, die Minderheiten angehören. Diese Werte sind allen Mitgliedsstaaten in einer Gesellschaft gemeinsam, die sich durch Pluralismus, Nichtdiskriminierung, Toleranz, Gerechtigkeit, Solidarität und die Gleichheit von Frauen und Männern auszeichnet.“ (Artikel 2 EU-V)

Seit dem Gipfel von Kopenhagen im Jahr 1993 ist die Einhaltung dieser Normen eine der Voraussetzungen dafür, dass ein Land in die EU aufgenommen werden kann (Kopenhagen-Kriterien, Kapitel 4.2.2).


Werte sind kaum durchsetzbar

Was aber kann die EU tun, wenn ein Mitgliedsstaat gegen diese grundlegenden Normen verstößt? Für einen solchen Fall waren keine Eingriffs- und Sanktionsmöglichkeiten vorgesehen, bis im Vertrag von Lissabon (2009) dazu ein Verfahren definiert wurde. Im Artikel 7 EU-V wird festgelegt, dass ein stufenweiser Prozess gestartet werden kann, der bis zu einer Bestrafung des entsprechenden Landes führen kann (Poptcheva, E.-M., 2013, 2015, 2016):

1.Präventiv

Ein Drittel der Mitgliedsstaaten oder das Europäische Parlament oder die Europäische Kommission stellen die Gefahr einer Verletzung der Werte nach Artikel 2 fest. Der Rat hört den beschuldigten Staat und stellt – sofern 80% seiner Mitglieder zustimmen – fest, dass eine Verletzung der Normen droht. Daran können sich Empfehlungen zur Behebung des Problems anschließen.

Im Jahr 2014 hat die Kommission ein zusätzliches Verfahren definiert (COM/2014/0158 final), in dem sie in einen „Dialog“ mit dem beschuldigten Staat tritt, den Sachverstand anderer Institutionen zur Konkretisierung der Anschuldigungen heranzieht, diese veröffentlicht und so den öffentlichen Druck auf den Staat schrittweise erhöht. Da die Kommission aber keine Verurteilung oder gar Sanktionen aussprechen kann, ist die Wirksamkeit des Verfahrens begrenzt.

2.Sanktion

Ein Drittel der Mitgliedsstaaten oder das Europäische Parlament oder die Europäische Kommission fordern den Rat auf, eine tatsächliche, schwerwiegende Verletzung der Werte nach Artikel 2 festzustellen. Nach einer Anhörung des beschuldigten Staates kann der Rat Empfehlungen an den Staat richten oder sofort das Vorliegen einer solchen Verletzung feststellen. Der Rat muss hier einstimmig entscheiden, d. h. jedes Mitgliedsland hat eine Veto-Position. Der beschuldigte Mitgliedsstaat nimmt an der Abstimmung nicht teil.

Sofern einstimmig eine Verletzung der Werte festgestellt wurde, kann der Rat mit qualifizierter Mehrheit beschließen, bestimmte Rechte des Mitgliedsstaates auszusetzen, einschließlich der Stimmrechte des Vertreters der Regierung dieses Mitgliedstaats im Rat. Die Vertreter des beschuldigten Landes sind nicht stimmberechtigt. Für eine qualifizierte Mehrheit im Rat sind hier 55% der Mitgliedsstaaten erforderlich, in denen mindestens 65% der EU-Bevölkerung leben müssen (Artikel 354 AEU-V).

Da eine Bestrafung nach Artikel 7 nur einstimmig erfolgen kann, ist es eher unwahrscheinlich, dass sie je ausgesprochen wird. Als gegen Polen um die Jahreswende 2015/16 ein Verfahren der Kommission eröffnet wurde, hat der ebenfalls unter Beobachtung stehende Regierungschef von Ungarn in der Presse mitgeteilt, dass er Polen durch die Verweigerung seiner Stimme schützen wird.

Da die Einhaltung dieser grundlegenden Werte nur bei Kandidaten vor der Mitgliedschaft geprüft werden kann, aber bei Mitgliedern der EU kaum noch sanktioniert werden kann, erwägt das Europäische Parlament zumindest einen Überwachungsprozess einzuführen, um Verletzungen dieser Werte zu dokumentieren (Bárd, P., Carrera, S. et al., 2016).

Nicht justiziabel ist z.B. die Verletzung der versprochenen Solidarität, wie sie im Rahmen der Flüchtlingskrise beklagt wird. Was konkret unter Solidarität in diesem Fall zu verstehen ist, unterliegt einer politischen Definition. Dieses Problem betrifft das Verhältnis vieler Mitgliedsstaaten untereinander und es handelt sich nicht um das Verhalten eines einzelnen Staates, das an einer gemeinsamen Norm gemessen werden könnte. Lösungen können also nur politisch ausgehandelt werden.



1.1.1.2Ziele und Instrumente
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Sind die Ziele der EU klar und ohne Zielkonflikte erreichbar?

Welche möglichen Ziele hat die EU ausgeblendet?

Hat die EU die Kompetenzen und Ressourcen zur Erreichung der Ziele?



Ihre Mitglieder haben sich im Verlauf der Integration Europas schrittweise auf gemeinsame Ziele (Artikel 3 EU-V) geeinigt, die unter Beachtung des Subsidiaritätsprinzips und der Zuständigkeiten der EU erreicht werden sollen. Durch die Formulierung von Zielen werden bei den Bürgern der Mitgliedsstaaten Erwartungen an die EU geweckt, die möglicherweise enttäuscht werden. Es stellt sich damit auch die Frage nach dem Grad der Zielerreichung, den die EU jeweils vorweisen kann. Im Folgenden werden die Ziele mit wirtschaftlichem Bezug hervorgehoben.

Als oberstes wirtschaftliches Ziel will die EU „das Wohlergehen ihrer Völker“ (Artikel 3,1 EU-V) fördern. Laut Vertrag errichtet sie dazu einen Binnenmarkt, in dem zahlreiche Unterziele gleichzeitig verwirklicht werden sollen: Ausgewogenes Wirtschaftswachstum, Preisniveaustabilität, soziale Marktwirtschaft, Vollbeschäftigung, Umweltschutz, regionaler Ausgleich, Solidarität zwischen den Mitgliedsstaaten und sozialer und technischer Fortschritt. Eine gemeinsame Währung soll ebenfalls eingeführt werden.

Mit diesen Zielsetzungen wird implizit angenommen, dass die Verschärfung des Wettbewerbs durch die Einführung eines Binnenmarktes und des Euro geeignete Mittel seien, Wachstum und Beschäftigung zu fördern. Darin findet das wirtschaftsliberale Element der europäischen Grundphilosophie seinen Ausdruck. Darüber hinaus wird davon ausgegangen, dass eine gleichmäßige und konvergente Entwicklung der Mitgliedsstaaten, die auch einen Ausgleich regionaler und sozialer Ungleichgewichte einschließt (wirtschaftlicher, sozialer und territorialer Zusammenhalt), mit der Öffnung der Grenzen für wirtschaftlichen Austausch (Binnenmarkt) und dem Euro harmonieren könne. Dies ist jedoch in der ökonomischen Fachliteratur umstritten: So kann der Wettbewerb bei fortschreitender Integration dazu führen, dass die Teilhabe am Wohlstand für Regionen und soziale Gruppen nicht im gleichen Umfang möglich ist. Auch die EU selbst stellt an anderer Stelle diese Zielharmonie in Frage: Sie begründet die Förderung benachteiligter Länder und Regionen damit, dass der Binnenmarkt zu einer Verstärkung der regionalen Disparitäten führe. In diesem Zielkatalog sind weitere mögliche Zielkonflikte enthalten: So können z.B. Preisniveaustabilität und Vollbeschäftigung oder Umweltschutz und Vollbeschäftigung im Konflikt zueinander stehen.

Die Ausgestaltung einzelner Ziele kann im konkreten Fall kontrovers sein: Wie viel „Soziales“ in einer sozialen Marktwirtschaft enthalten sein soll oder was Solidarität konkret bedeutet und wie weit sie gehen soll, ist jeweils zwischen unterschiedlichen gesellschaftspolitischen Auffassungen und Interessen auszuhandeln.

In diesem Zielbündel geht es um wirtschaftliche und z. T. auch um soziale Aspekte. Die Weiterentwicklung der Union zu einer politischen Einheit bleibt unerwähnt. Der Grund dafür liegt in der großen Unterschiedlichkeit der Auffassungen der nationalen Regierungen über die jeweils erwünschte politische Entwicklungsrichtung Europas.

Nicht für alle Ziele hat die EU die Zuständigkeit oder die erforderlichen Ressourcen und Instrumente zur Verfügung. Die Auflistung der Ziele schließt mit dem Hinweis in Absatz 6, dass die EU diese Ziele nur im Rahmen der ihr im Vertrag übertragenen Zuständigkeiten verfolgen darf. Damit soll unterbunden werden, dass die EU sich mit dem Hinweis auf gesetzte Ziele zusätzliche Kompetenzen und Ressourcen aneignet. Allerdings wird so auch verhindert, dass die EU in Krisensituationen handelt, wie sich in der Finanzkrise sowie an der nicht funktionierenden Sicherung der Außengrenzen der EU zeigt.

Auch im Kernbereich der wirtschaftlichen Ziele, bei der Vollbeschäftigung, liegt das Instrument der makroökonomischen Steuerung der Konjunktur nicht in der Zuständigkeit der EU. Fiskal-, Arbeitsmarkt-, Sozial- und Steuerpolitik verbleiben in nationaler Hand, und die Geldpolitik, die mit dem Euro vergemeinschaftet ist, trägt keine beschäftigungspolitische Verantwortung, sondern ist nur der Stabilität des Geldwertes verpflichtet.

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass die EU zwar hehre Ziele formuliert, aber im Prozess der Integration nicht alle dafür erforderlichen Zuständigkeiten und Ressourcen erhalten hat. Wenn in den Volkswirtschaften der Mitgliedsstaaten wichtige Ziele nicht erreicht werden, dann wachsen die Enttäuschung und die Unzufriedenheit mit der EU, da diese zuvor suggeriert hat, diese Ziele für die Bürger erreichen zu können.



1.1.2Macht und Kompetenzen

Am Ende des Zweiten Weltkriegs versuchten die Völker Europas, ihre Beziehungen künftig ohne den Einsatz militärischer Mittel zu gestalten. Damit verbunden war auch die Einsicht, dass damit die – zumindest teilweise – Aufgabe nationaler Souveränität verbunden ist. Die Balance für die Verteilung von Entscheidungsmacht und auch von Ressourcen zwischen der nationalen und der gemeinschaftlichen Ebene muss immer neu ausgehandelt werden.

1.1.2.1Konzepte für eine Arbeitsteilung
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Gibt es objektive Kriterien für die Verteilung der Kompetenzen zwischen EU und Mitgliedstaat?



Theoretisches Konzept

Die Verteilung von Macht, Kompetenzen und Ressourcen zwischen der EU und den Mitgliedsstaaten ist historisch gewachsen und das Ergebnis zahlreicher Motive und Einflüsse. Hier soll versucht werden, möglichst objektive Kriterien für eine solche Verteilung zu finden. In der ökonomischen und politischen Theorie werden die folgenden Entscheidungskriterien angeboten (Wyplosz, C., 2015; Pelkmans, J., 2006:36–52).

Tab. 1-1: Zuordnung von Kompetenzen Nationalstaat – EU.


	Nationale, lokale Zuständigkeit	Zentrale (EU) Zuständigkeit

	–Lokale Präferenzen	–Größenvorteile

	–Informationsasymmetrie	–Gemeinschaftsgut

	–Demokratische Kontrolle	–Grenzüberschreitende Wirkungen

		–Abfedern von lokalen Schocks

		–Politikversagen, Trittbrettfahren



Brasche 2016 nach Wyplosz, C., 2015.


Für Zuständigkeit auf lokaler bzw. nationaler Ebene


–Präferenzen für die Ausgestaltung gesellschaftlicher Systeme und politischer Lösungen sind in vielen Regionen oder Nationen der EU unterschiedlich; die EU ist auch diesbezüglich heterogen.

–Informationsasymmetrie besteht zwischen der lokalen bzw. nationalen Ebene und der EU, wenn „vor Ort“ besser bekannt ist, welche lokalen Probleme bestehen und welche Lösungen dafür bevorzugt werden. Bei einer Zentralisierung würde „eine Lösung für Alles“ angewandt.

–Politisches Handeln unterliegt in einer Demokratie der Kontrolle durch die Wähler. Diese können durch die Vergabe ihrer Stimme oder gar durch „Abstimmung mit den Füßen“ die Politik formen. Je enger der Kontakt zwischen Wähler und Gewähltem ist und je kleiner der Wahlbezirk, desto direkter kann diese demokratische Kontrolle wirken. Bei Zentralisierung ist dieser Effekt entsprechend schwächer.




Für Zuständigkeit auf zentraler Ebene (EU)


–Größenvorteile liegen vor, wenn eine Aufgabe besser oder effizienter in größeren Einheiten erledigt wird (Landesverteidigung, Binnenmarkt, Grundlagenforschung, Terrorabwehr, Währung, globale Ressourcensicherung, einheitlicher rechtlicher Rahmen, gemeinsame technische Standards und Sicherheitsauflagen, etc.).

–Die Herstellung eines Gemeinschaftsgutes, bei dem die Nutzbarkeit durch eine große Zahl an Nutzern nicht abnimmt und keiner von der Nutzung ausgeschlossen werden kann (Landesverteidigung, Binnenmarkt, Kampf gegen Steueroasen, Konjunktursteuerung, Terrorabwehr, Währung, Frieden bei den Nachbarn, etc.).

–Wenn das Handeln oder Unterlassen eines Landes grenzüberschreitende – positive oder negative – Wirkungen entfaltet (Umweltschutz, transeuropäische Netze für Transport und Energie, Regulierung der Finanzindustrie, Zuwanderung, Kriminalitätsbekämpfung, etc.).

–Wenn lokal begrenzt auftretende Schocks besser durch eine größere Gemeinschaft abgefedert werden können (Bankenzusammenbrüche, Naturkatastrophen, etc.).

–Wenn die Politik in einem Land egoistisch handelt und als Trittbrettfahrer die Lösungen anderer Länder mit in Anspruch nimmt, ohne dazu beizutragen (Finanzierung von Flüchtlingslagern, Bankenaufsicht, etc.).



Jedes Politikfeld kann Elemente enthalten, die einerseits für eine zentrale und andererseits gleichzeitig für eine nationale oder lokale Zuständigkeit sprechen. Aus den Kriterien kann daher keine eindeutige Zuordnung zu einer der Handlungsebenen abgeleitet werden (Wyplosz, C., 2015:22). Einige Beispiele sollen dies verdeutlichen.

Der Binnenmarkt erzwingt durch seine wirtschaftsliberale Grundauffassung die Öffnung für Wettbewerb und verbietet so auch die Subventionierung von Unternehmen. Darüber hinaus drängt er die Staatstätigkeit in der Wirtschaft zurück; dies gilt im Grundsatz auch in Märkten für öffentlich erbrachte Leistungen. Er erfordert einen einheitlichen Rechtsrahmen für alle Aspekte wirtschaftlichen Handelns. Beim Binnenmarkt sind Größenvorteile zu erwarten und auch eine Senkung der Transaktionskosten durch Vereinheitlichung von Vorschriften. Gleichzeitig sind in den verschiedenen Mitgliedsstaaten die Präferenzen für das Wirken weitgehend freier Marktkräfte und die Rolle des Staates in der Wirtschaft unterschiedlich. Politikversagen liegt nahe, wenn durch die Behinderung des Wettbewerbs aus dem Ausland, die Subventionierung der einheimischen Industrie, durch Senkung der Sozial- und Umweltstandards oder durch laxe Besteuerung vermeintlich ein – wenn auch „unfairer“ – Vorteil für ein Land erreichbar scheint. Wer eine Zentralisierung der für Politikversagen anfälligen Felder bevorzugt nimmt implizit an, dass eine zentrale Instanz der EU fehlerlos und effizient handeln würde. Diese Annahme ist jedoch nicht realistisch.

Die EU hat zwar einen Binnenmarkt vertraglich vereinbart, aber seine Lücken (Steuersysteme, etc.) und Unzulänglichkeiten (Digitaler Binnenmarkt, transnationale Netze, Dienstleistungen, etc.) zeugen von der Unterschiedlichkeit nationaler Präferenzen, die eine Weiterentwicklung bisher behindert haben.

Die EU muss ihre gemeinsamen Außengrenzen schützen und ihre sicherheitspolitischen Interessen weltweit vertreten. Wenn sie die Ressourcen dafür bündelt, kann sie effektiver und effizienter auftreten (Größenvorteil). In der Flüchtlingskrise wurde es zwar als sinnvoll angesehen, die Lager nahe am Herkunftsland besser auszustatten, um die Menschen dort zu halten, aber die zugesagten Finanzbeiträge und das Personal für die gemeinsame Grenzpolizei FRONTEX wurden nicht oder nur verzögert bereitgestellt, da einige Länder damit rechneten, vom unmittelbaren Problemdruck verschont zu bleiben (Trittbrettfahrer) (Berger, M. und Heinemann, F., 2016).

Gerade beim Einsatz des Militärs gibt es ausgeprägte nationale Präferenzen. So ist das Militär in Großbritannien anders verfasst als das in Dänemark, weil die jeweiligen Bewohner unterschiedliche Traditionen und Auffassungen dazu haben. Mit einer Zentralisierung könnten diese Unterschiede nicht mehr berücksichtigt werden, so dass mehr Bürger unzufrieden wären. Die steigende Unzufriedenheit wird als Kosten zunehmender Homogenität bezeichnet. Bei dem gewählten Beispiel der äußeren Sicherheit sind gleichzeitig auch Größenvorteile und Eigenschaften eines Gemeinschaftsgutes gegeben, so dass eine Abwägung zwischen nationaler und zentraler Zuständigkeit politisch getroffen werden muss. Diese nationalen Präferenzen haben bisher den Aufbau einer europäischen Armee verhindert. In verschiedenen militärischen Konflikten konnte keine gemeinsame politische Linie gefunden werden (Balkankriege, Irak, Nordafrika, Syrien). Nach dem Fall der Sowjetunion haben viele europäische Länder ihre Militärausgaben gekürzt (Friedensdividende) und sich auf die überlegene militärische Kraft der NATO verlassen, ohne selbst substanzielle Verpflichtungen zu übernehmen (Trittbrettfahrer).

Die Agrarpolitik liegt in den Händen der EU. Dafür gibt es historische und politische Gründe; eine Legitimation durch ökonomische Kriterien oder das Subsidiaritätsprinzip liegt nicht vor. Die Agrarwirtschaft könnte auf nationaler Ebene wie jede andere Branche den Kräften des Weltmarktes überlassen werden.

In der Forschungs- und Technologiepolitik könnte bei sehr großen Projekten eine supranationale Kooperation begründet werden, da dort Größenvorteile vorliegen; Beispiele sind Großanlagen der physikalischen Grundlagenforschung und die Weltraumfahrt. Tatsächlich aber macht die EU-Forschungsförderung detaillierte inhaltliche Vorgaben zur Förderung einzelner, auch kleiner, Projektverbünde.

Die Regulierung von Finanzmärkten war weitgehend in nationaler Hand, was nicht nur die Nutzung von Größenvorteilen sowie das gemeinsame Abfedern von Schocks verhinderte. Es führte auch zu Politikversagen, da nationale Egoismen zu einer zu laxen Aufsicht führten, während gleichzeitig die Folgen einer lokalen Finanzkrise sich EU-weit auswirkten (grenzüberschreitende Wirkungen). Unter dem Druck der Finanzkrise haben sich einige Mitgliedsstaaten zwar zu mehr gemeinsamem Handeln bei der Aufsicht und Abwicklung von Banken durchgerungen (Banken-Union, Kapitel 2.3.6.5), diese aber (noch) nicht mit einer im Prinzip sinnvollen Vergemeinschaftung der Einlagensicherung verbunden.

Auch in der Sozialpolitik finden nationale Präferenzen ihren Ausdruck: Wie viel Besteuerung zur Umverteilung von Primäreinkommen gewünscht ist und wie die Balance zwischen individueller Verantwortung und staatlicher Fürsorge festgelegt werden soll, wird in Großbritannien anders beantwortet als in Schweden. Ein einheitliches „europäisches Sozialmodell“ (Sapir, A., 2005; Busemeyer, M. R., Kellermann, C. et al., 2006) würde den Unterschieden in den Auffassungen der einzelnen Mitgliedsstaaten nicht gerecht.


Subsidiarität

Institutionen haben generell die Tendenz zu einer schleichenden Zentralisierung, bei der sie immer mehr Kompetenzen an sich ziehen; dies wird auch den Organen der EU unterstellt. Als Gegengewicht zu einem übermächtigen „Brüssel“ wurde das Prinzip der Subsidiarität in den Europäischen Vertrag eingeführt. Es schreibt die Reihenfolge der Akteure vor, die für die Problemlösung zuständig sind. Zuerst sollte das betroffene Individuum für sich selbst aktiv werden. Familie und Nachbarn sind dann als Nächste zum Tätigwerden aufgefordert. Wenn diese keine Problemlösung erreichen können, sollen sie sich an die Gemeinde wenden. Nur wenn auch diese Instanz nicht ausreicht, sind die Region – z.B. das Bundesland – und danach die Zentralregierung hinzuzuziehen. In dieser Logik ist die EU die letzte Instanz, die zuständig sein sollte. Mit diesem Prinzip wird implizit auch der Grundsatz „Privat geht vor Staat“ aufgestellt (Wagener, H.-J. und Eger, T., 2014).

Nur dort, wo die Ziele „von den Mitgliedsstaaten weder auf zentraler noch auf regionaler oder lokaler Ebene ausreichend verwirklicht werden können, sondern vielmehr wegen ihres Umfangs oder ihrer Wirkungen auf Unionsebene besser zu verwirklichen sind“, darf die EU gesetzgeberisch tätig werden und Kompetenzen ausüben (Artikel 5, Abs. 3 EU-V). Die Regelungen der EU müssen „angemessen“ sein, d. h. sie dürfen nicht über das unbedingt erforderliche Maß hinausgehen.

Subsidiarität bleibt als Prüfkriterium unscharf (Begg, D., Cremer, J. et al., 1993). Außerdem ergibt sich daraus lediglich eine Selbstverpflichtung für den europäischen Gesetzgeber. Sofern die EU ihren durch die Subsidiarität vorgegebenen Handlungsrahmen überschreitet, beschneidet sie damit den Machtbereich der nationalen Parlamente. Mit dem Vertrag von Lissabon wurde den nationalen Parlamenten daher das Recht eingeräumt, Gesetzesvorhaben der EU vor ihrer Verabschiedung auf ihre Vereinbarkeit mit der Subsidiarität zu überprüfen und ggf. Einspruch einzulegen (Protokollanhänge 1 und 2 zum AEU-V; Piedrafita, S., 2013). Die Beschwerde muss von mindestens einem Drittel aller Mitgliedsstaaten erhoben werden. Durch das Heben der „Gelben Karte“ sind die EU-Gesetzgeber gezwungen, das Vorhaben nochmals unter dem Gesichtspunkt der Subsidiarität zu überprüfen. Kommt keine Einigung zustande, kann ein Mitgliedsstaat gegen das Vorhaben vor dem Europäischen Gerichtshof klagen.

Die Parlamente der Mitgliedsstaaten haben bislang von dieser Möglichkeit wenig Gebrauch gemacht, da sie sich untereinander zu wenig abstimmen und so nicht die erforderliche Stimmenzahl erreichen. Die Reaktionszeit, die die nationalen Parlamente insgesamt haben, ist mit acht Wochen recht kurz und erschwert die Bündelung der Interessen, zumal bei vielen Gesetzen die Landesinteressen unterschiedlich sind („Brüssel wird …“, 2014; „Yellow cards …“, 2014; Blockmans, S., Hoevenaars, J. et al., 2014; Piedrafita, S., 2013; Koch, J. und Kullas, M., 2010).


Europäischer Mehrwert

Entsprechend dem Subsidiaritätsprinzip können einige Ziele besser auf zentraler Ebene erreicht werden. Daran wird in der EU mit dem Begriff des „Europäischen Mehrwerts“ angeknüpft. Der Begriff suggeriert, dass es für alle Beteiligten von höherem Wert sei, wenn eine Aufgabe ausschließlich oder zusätzlich von der EU erledigt wird. In einem methodisch sehr ambitionierten Ansatz versuchen Autoren (Regout, B., Goudin, P. et al., 2011; Bassford, M., Brune, S.-C. et al., 2013) die Kosten und den Nutzen zweier Situationen zu vergleichen: Eine Aufgabe wird


	 auf der zentralen Ebene, d. h. von der EU
	 auf nationaler Ebene, d. h. in der Regie der einzelnen Mitgliedsstaaten



ausgeführt. Je nach dem, bei welcher Variante der Netto-Nutzen größer ist, soll auch die Ausführung erfolgen. Da zurzeit Aufgaben auf einer der beiden Ebenen ausgeführt werden, kann man versuchen Kosten und Nutzen zu bestimmen. Die Quantifizierung des Nutzens nicht quantifizierbarer Größen (Frieden, Solidarität usw.) führt hierbei bei Kosten-Nutzen-Analysen generell zu einer gewissen Beliebigkeit. Besonders vage wird die Methode jedoch dann, wenn es darum geht, die „Gegenwelt“ zu definieren: Welche Politiken würden wohl ergriffen, wenn die Aufgabe auf der jeweils anderen Ebene angesiedelt wäre. Weiterhin müssen auch für diese fiktive Variante Kosten und Nutzen beziffert und saldiert werden. Bei der Anwendung der Methode ist zu erwarten, dass die Methode von offenen oder verdeckten politischen Vorgaben dominiert wird und so keine objektivierbare Entscheidung zur Schlichtung von Interessenauseinandersetzungen begründen kann.

Das Europäische Parlament hat eine Studieneinheit geschaffen, die vor der Verabschiedung europäischen Sekundärrechts dessen möglichen „europäischen Mehrwert“ abschätzen soll (Dunne, J., 2014).
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Weiterführende Literatur
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1.1.2.2Tatsächliche Kompetenzen der EU
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Ist die tatsächliche Verteilung der Kompetenzen sinnvoll?



Welche gemeinschaftlichen Kompetenzen jeweils vertraglich festgelegt wurden, folgte nicht immer einer sachlichen Logik, sondern wird von der Bereitschaft zur Abgabe nationaler Souveränität bestimmt. Der ständige Konflikt besteht zwischen der Einsicht, dass ein Land in einem Verbund stärker sein kann, und dem Wunsch, über die Geschicke des Landes ohne Abstimmung und Kompromisse mit anderen Staaten alleine im Landesinteresse entscheiden zu können. Auf diesen politischen Prozess wirken viele Kräfte ein:


–Vertreter der Nationalstaaten mit ihren historisch gewachsenen, unterschiedlichen Strukturen, Präferenzen und Interessen;

–politische Strömungen („Links – Mitte – Rechts“) mit ihren Weltbildern und Wählerpräferenzen;

–Interessengruppen, Industrie- und Wirtschaftsverbände, Gewerkschaften;

–Rechtsprechung auf nationaler und europäischer Ebene;

–Nicht-Regierungsorganisationen, Medien.



In einigen Handlungsfeldern wurde die Bereitschaft zur Vergemeinschaftung gefunden, während bei anderen die Nationalstaaten weiterhin alleine oder dominierend bestimmen wollen. Die Zuständigkeiten der EU werden einstimmig in den Verträgen festgelegt. Ein Handeln der EU ist jenseits der zugewiesenen Themenfelder ausdrücklich verboten.


„Nach dem Grundsatz der begrenzten Einzelermächtigung wird die Union nur innerhalb der Grenzen der Zuständigkeiten tätig, die die Mitgliedsstaaten ihr in den Verträgen zur Verwirklichung der darin niedergelegten Ziele übertragen haben. Alle der Union nicht in den Verträgen übertragenen Zuständigkeiten verbleiben bei den Mitgliedsstaaten.“ (Art 5, Absatz 2, EU-V)



Drei Konfigurationen von Zuständigkeit

Nur in ausgewählten Themenfeldern hat die EU durch Vertrag Zuständigkeiten erhalten. Aus diesem Prozess zögerlicher Übertragung von Macht vom Nationalstaat auf die EU sind drei Konfigurationen der Zuständigkeiten hervorgegangen (AEU-V, Art. 3 bis 6):


a)Ausschließliche Zuständigkeiten der EU, d. h. die Mitgliedsstaaten haben keine nationale Macht mehr über die Ausgestaltung in diesen Themen.

b)Geteilte Zuständigkeiten, d. h. die EU und die Mitgliedsstaaten teilen sich die Macht, was aber nicht zwingend eine jeweils gleich starke Rolle für beide Seiten beinhaltet.

c)Die EU darf lediglich Unterstützungs-, Koordinierungs- und Ergänzungsmaßnahmen durchführen, wohingegen die Zuständigkeit alleine bei den Mitgliedsstaaten verbleibt.



Wo im Vertrag die Zuständigkeit nicht mit der EU geteilt bzw. ganz auf die zentrale Ebene verlagert wurde, verbleibt diese beim jeweiligen Mitgliedsstaat.


Zu a): Ausschließliche Zuständigkeit der EU

Ausschließlich zuständig ist die EU für die Regulierung jener Aspekte der Wirtschaft, bei denen grenzüberschreitende Effekte wirtschaftlichen Handelns zu erwarten sind. Dies wurde für die Zollunion, den Binnenmarkt, die Wettbewerbspolitik, die Währungspolitik für die Euro-Länder sowie für die gemeinsame Handelspolitik gegenüber Drittstaaten vereinbart. Bemerkenswert ist hierbei besonders, dass die Fiskalpolitik (Besteuerung und Staatsausgaben) nicht in die Zuständigkeit der EU fällt, obwohl die Krise der Staatsfinanzen offenbar über Ländergrenzen hinweg ausstrahlt und eine gemeinschaftliche Fiskalpolitik möglicherweise diese Probleme lösen könnte (Kapitel 3.3.3).


Zu b): Geteilte Zuständigkeiten

Geteilte Zuständigkeiten in der Sozial-, Arbeitsmarkt- und in der Regionalpolitik geben der EU lediglich die Möglichkeit, die Kommunikation zwischen den Mitgliedsstaaten anzuregen; die Gestaltung und Durchführung bleibt jeweils in nationaler Hand. Auch bei der Konzeption und dem Bau transeuropäischer Netze für Kommunikation, Verkehr und Energie darf die EU ihre Hilfe bei der Kommunikation und Planung einbringen – die Zuständigkeit und Mittel zum Bau dieser Anlagen haben die Staaten jeweils auf ihrem Territorium. In der Innen- und Rechtspolitik, „Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts“ genannt, gibt es eine Zusammenarbeit bei der grenzüberschreitenden Verbrechensbekämpfung, die jedoch keine Zuständigkeiten auf die europäische Ebene verlagert.


Zu c): Nationale Zuständigkeit

Unterstützungs-, Koordinierungs- und Ergänzungsmaßnahmen der EU sind die schwächste Form der Zuständigkeit. Sie existieren zu den Themen Schutz und Verbesserung der menschlichen Gesundheit, Industrie, Kultur, Tourismus, allgemeine und berufliche Bildung, Jugend und Sport, Katastrophenschutz und Verwaltungszusammenarbeit.


Komplexe Verträge mit Drittländern als Sonder- und Konfliktfall

In einigen Verträgen zwischen der EU und Drittländern, z.B. dem Handelsvertrag CETA mit Kanada, sind nicht nur Handelsfragen enthalten, für die die EU alleinige Entscheidungsbefugnis hat. Vielmehr sind weitere Themen (Urheberrechte, Dienstleistungen, etc.) eingeschlossen. Dies macht solche Verträge zu „gemischten“ Verträgen, für die die Zustimmung aller Mitgliedsstaaten eingeholt werden muss. Dies führte bei CETA im Herbst 2016 dazu, dass eines von fünf Regionalparlamenten Belgiens, das wallonische, seine Zustimmung verweigerte und damit die erforderliche Einstimmigkeit nicht erreichbar war. Auch die Verträge zwischen der EU und dem dann ausgetretenen Großbritannien über die Regelung ihrer wirtschaftlichen Beziehungen werden möglicherweise gemischte Verträge sein.




Falsche Kompetenzverteilung?

Die EU verfügt in einigen Bereichen, die besser zentral geregelt würden, nicht über Handlungskompetenz, da die Mitgliedsstaaten dort nicht bereit waren, diese abzugeben. Die Beispiele zeigen die Diskrepanz zwischen ökonomischer Logik und der tatsächlichen Verteilung. Die Außen- und Sicherheitspolitik ist überwiegend national kontrolliert, das Luftkontrollsystem ist in einen „Flickenteppich“ von 28 nationalen Zuständigkeiten und technischen Systemen aufgeteilt und auch die langfristig orientierte Sicherung von Energielieferungen wird von bilateralen Verträgen einzelner Mitgliedsstaaten mit Drittstaaten dominiert. Auch die Fiskalpolitik (Steuern und Staatsausgaben) blieb in nationaler Hand, obwohl die Geldpolitik mit der Einführung des Euro auf die zentrale Ebene überging.


Beispiel: Flugsicherung in der EU

Flugzeuge, die sich im Luftraum über den Mitgliedsstaaten bewegen, müssen von einer Flugsicherung dirigiert werden. Nun hat jedes Land sein eigenes System der Flugsicherung, was die Koordination beim Überfliegen mehrerer Staaten erschwert. Diese Aufgabe zählt zu den hoheitlichen Aufgaben und kann daher nur schwer aus der Hand des Staates gegeben werden. Daher hat die EU ersatzweise versucht, die einzelnen Staaten zu einer Harmonisierung ihrer technischen Systeme zu bewegen („Single European Sky“). Sie versucht, den Flickenteppich der Flugleitung und -sicherung zu vereinheitlichen, indem sie die Mitgliedsstaaten dazu zwingen will, neun „Flugraumblöcke mit einheitlicher Technologie“ einzurichten. Dadurch könnten die Effizienz des Luftverkehrs sowie die Transportkapazität gesteigert und Kosten und Umweltbelastung gesenkt werden (European Commission, 2011p). Nationale Egoismen verhindern jedoch die Umsetzung der entsprechenden Richtlinie. Daher hat die Kommission im Dezember 2012 Verfahren vor dem EuGH angedroht („Single Sky …“, 2012). Die Fluglotsen befürchten dadurch eine Verschlechterung ihrer Position und haben im Januar 2014 sogar mit Streik gegen die EU-Richtlinie gedroht.


Beispiel: Europäisches Patent

Eine Erfindung mit wirtschaftlicher Verwertungsaussicht kann durch ein Patent geschützt werden. Diesen Schutz erteilen nationale Patentämter nach ihren jeweiligen Regeln. Da der europäische Binnenmarkt zwar ein einheitlicher Wirtschaftsraum ist, in ihm aber viele unterschiedliche Amtssprachen gesprochen werden, ist die Patentanmeldung sehr aufwändig, da sie in jedem Mitgliedsstaat in der jeweiligen Sprache beantragt werden muss. Außerdem fallen jedes Mal Gebühren an. Diese Hürden benachteiligen gerade kleine und mittlere innovative Unternehmen. Zur Lösung ist es ist naheliegend, ein einheitliches Patent für die ganze EU einzuführen, das von einer europäischen Behörde erteilt wird. Um diese vernünftige Lösung wurde lange in der EU gerungen. Die Einigung scheiterte an dem Wunsch weniger Länder, ihre Landessprache beibehalten zu dürfen sowie an den nationalen Interessen, die durch eine Aufgabe der nationalen Patentbehörden verletzt würden.
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1.1.3Integration als Prozess
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Welche Richtungen könnte die EU nehmen?



Die Entwicklung der Europäischen Integration folgt nicht einem von vornherein vereinbarten „Bauplan“ des künftigen, integrierten Europa; Themen und Ziele für die gewünschte Gemeinsamkeit werden immer wieder neu ausgehandelt. Eine gemeinsame Vision für die endgültige Gestalt, die das vereinigte Europa annehmen soll, die Finalität, wurde (bisher) nicht gefunden.

Warum und wer mit welchen Methoden welches Europa anstrebt, versuchen zahlreiche Theorien zu fassen oder zumindest zu beschreiben. Die politischen Wissenschaften und die Geschichtswissenschaften ebenso wie die Ökonomie befassen sich mit ihrem jeweils spezifischen Blick mit diesen Fragen. Über die Kräfte und Mechanismen der Integration zeichnet sich bisher kein Konsens ab (Rosamond, B., 2009; Spolaore, E., 2013).

Zwei konträre Sichten auf die angestrebte Gestalt des integrierten Europa lassen sich vereinfacht wie folgt beschreiben:


–Intergovernmentalisten

Akteure bleiben starke Nationalstaaten, die keine Macht für immer abgeben, sondern bei Themen von gegenseitigem Interesse kooperieren. Souveränität wird nicht aufgegeben und eine von den Staaten unabhängige, supra-nationale Organisation entsteht nicht. Die Felder und Verfahren der Kooperation werden in Verträgen festgelegt – diese können auch wieder gekündigt werden. Europäische Organisationen sind Werkzeuge der nationalen Regierungen beim Vollzug der Kooperation.

–Federalisten

Die Nationalstaaten verteilen die Aufgaben so, dass eine unabhängige, supranationale Organisation einige ausgewählte Aufgaben übertragen bekommt, bei denen der Nationalstaat auf Souveränität endgültig verzichtet, während alle anderen Aufgaben (vorerst) in nationaler Zuständigkeit verbleiben. Das Leitbild der Federalisten sind die „Vereinigten Staaten von Europa“, die nach dem Vorbild der USA geformt sein könnten.



In der bisherigen Integration Europas lassen sich beide Richtungen ausmachen. In der Geschichte der Integration Europas nach dem Zweiten Weltkrieg (Loth, W., 2014) waren schon früh starke Tendenzen zu einer Föderalisierung festzustellen, die nach dem Willen treibender Persönlichkeiten zu einer „immer engeren Union“ führen sollte (Schuman, Monnet). Andere dagegen, z.B. de Gaulle, wollten ein „Europa der Vaterländer“.

1.1.3.1Impulse
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Wovon wurde die Entwicklung der EU angetrieben?

Braucht die EU Krisen für ihre Weiterentwicklung?



Die Integration folgte nach dem Zweiten Weltkrieg keinem gemeinsam vereinbarten Plan, sondern der „Methode Monnet“: Die Nationalstaaten bewegten sich in einzelnen kleinen Schritten dort gemeinsam voran, wo es in der jeweiligen historischen Situation für alle Beteiligten sinnvoll und politisch annehmbar war. Dieses pragmatische Vorgehen, benannt nach dem französischen Europapolitiker Jean Monnet (Wessels, W., 2001), war sinnvoll, da die Pläne, Erwartungen und Ängste der Akteure in den Mitgliedsstaaten äußerst heterogen waren und es zu einem „Großen Entwurf“ keine Einigkeit und damit keinen gemeinsamen Fortgang der Integration gegeben hätte.


„Method Monnet“

„Europe will not be made all at once, or according to a single plan. It will be built through concrete achievements which first create a de facto solidarity. The coming together of the nations of Europe requires the elimination of the age-old opposition of France and Germany. Any action taken must in the first place concern these two countries.“

Schuman Deklaration: Erklärung vom 9. Mai 1950

http://europa.eu/abc/symbols/9-may/decl_de.htm (16. 3. 12)



Dieser sogenannte (neo-) funktionalistische Ansatz beschreibt einen Integrationsprozess, bei dem schrittweise ausgewählte wirtschaftliche Funktionen der Staaten integriert werden. Daraus soll – so Monnet – eine „Kettenreaktion“ entstehen, die immer weitergehende Integrationsschritte nach sich zieht und so letztlich in eine politische Integration einmündet.

Ein Beispiel soll dies verdeutlichen: Nach der Einführung von Arbeitnehmerfreizügigkeit tritt das Problem der wechselseitigen Anerkennung von Ausbildungen ein. Dies wird gelöst, indem die Ausbildungssysteme aneinander angeglichen und letztlich an eine europäische Instanz verlagert werden. Die treibenden Kräfte sind hier die Eliten der jeweiligen Länder sowie Interessengruppen, die ihre Vision von einem vereinten Europa auch losgelöst – oder gar hinter dem Rücken – der jeweiligen Völker verfolgen. Es wird implizit angenommen, dass die Komplexität international verflochtener Gesellschaften sowie die Erfahrungen mit dem Horror des Krieges quasi automatisch zu einer immer weiter fortschreitenden „Europäisierung“ führen würden. Dies wird auch in der „Fahrrad-Metapher der Integration“ aufgegriffen, der zufolge bei Stillstand ein Sturz drohe (Walter Hallstein, zit. nach Moravcsik, A., 2008:158).

Krisen als Beschleuniger der Integration?

Jean Monnet sah Krisen als nützliche Vehikel an, wie in seinen Memoiren zu lesen ist: „Menschen akzeptieren Veränderungen nicht, außer in der Notwendigkeit und die Notwendigkeit sehen sie nur in der Krise“. Im Narrativ der europäischen Integration hat sich die Behauptung etabliert, Europa habe sich immer wieder aus und durch Krisen weiterentwickelt. Beispiele sind


–die Krise des Weltwährungssystems nach der Aufgabe fester Wechselkurse zum US-Dollar, die durch die Einführung eines Europäischen Währungssystems (EWS) bekämpft werden sollte.

–Die „Euro-Sklerose“ der 1980er Jahre, die durch die Einführung des Binnenmarktes bekämpft werden sollte (Kapitel 2.2.1).



Parsons und Matthijs (2015) bestreiten diese Interpretation, indem sie darauf verweisen, dass die großen Schritte zu mehr Integration nicht als Reaktion auf tatsächlich drängende Probleme getan wurden. Nur die aktuelle Finanz- und Euro-Krise lassen sie als Beispiel gelten. In dieser Krise war tatsächlich der Bestand der EU durch den drohenden Austritt einzelner Länder bzw. durch den Zusammenbruch der Europäischen Währungsunion gefährdet. Als rasche Reaktion darauf wurden eine Banken-Union eingeführt und Schritte in Richtung einer Fiskal-Union gegangen. Es wurden ad-hoc Finanzinstrumente geschaffen (ESFS, ESM), die eine Vergemeinschaftung von Risiken aus der Staatsverschuldung einzelner Mitgliedsstaaten mit sich bringen. Weiterhin haben sich der Charakter der Europäischen Zentralbank sowie ihre Instrumente unter dem Druck der Krise grundlegend verändert (Marhold, H., 2015). Allerdings führen diese kriseninduzierten Veränderungen von einer einheitlichen Union weg, da die neu geschaffenen Institutionen und Instrumente nicht in den Europäischen Verträgen verankert wurden – somit also auch nicht für alle Mitglieder gleichermaßen gelten. Stattdessen wurden mit den Regierungen eines jeweils eingeschränkten Teilnehmerkreises internationale Verträge geschlossen.

Bei zwei aktuellen Krisen zeichnet sich zum Zeitpunkt der Erstellung dieses Textes (Dezember 2016) ab, dass sie zu einer Veränderung der EU führen werden:


–In der andauernden Flüchtlingskrise könnte sich die Politik der EU an den Außengrenzen zu einer gemeinsamen Schließung und Überwachung weiterentwickeln.

–Der angekündigte Austritt Großbritanniens (BREXIT) könnte die derzeitige Gestalt der EU nachhaltig verändern.



Beide Krisen dürften wohl kaum zu einer Fortführung der „immer engeren Union“, wie es noch von Monnet angenommen wurde, führen.


Interessenpolitik

Eine weitere Sicht auf die treibenden Kräfte der Integration betont die Rolle von spezifischen Interessen. Dazu zählt die Großindustrie, die sich vor dem Hintergrund der Globalisierung durch fragmentierte Märkte in Europa in ihrer Entfaltung behindert sieht und daher die Einrichtung des Binnenmarktes befördert hat. Im politischen Raum wird die Einführung des Euro als gemeinsame Währung auf die Interessen Frankreichs zurückgeführt, das sich durch die Dominanz der Deutschen Bundesbank in der Durchführung seiner wirtschaftspolitischen Linie behindert sah und daher die Übergabe der geldpolitischen Macht an eine Europäische Zentralbank wollte.


[image: ]


Weiterführende Literatur

Monnet, J., 1978. Erinnerungen eines Europäers. München, Wien, Carl Hanser Verlag

Guiso, L., Sapienza, P. et al., 2014. Monnet’s Error?

Falkner, G., 2016. The EU’s current crisis and its policy effects: research design and comparative findings. Journal of European Integration 38(3): 219–235.



1.1.3.2Erweiterung und Vertiefung


[image: ]


Warum strebt die EU nach der Aufnahme neuer Mitglieder?

In welchen Schritten wurde immer mehr Macht an „Brüssel“ abgegeben?



Die Europäische Union hat sich im Verlauf der Zeit in zwei Dimensionen weiterentwickelt: Es kamen mehr Mitglieder in den Club (Erweiterung), und es wurden mehr Kompetenzen der Mitgliedsstaaten mit der EU geteilt oder gar ganz an die EU übertragen (Vertiefung). Auch die Abgabe nationaler Souveränität durch Einführung von Mehrheitsentscheidungen im Rat ist ein Schritt zur Vertiefung. Das Leitbild der „immer engeren Union“ steht für eine immer weiter voranschreitende Vertiefung – bis hin zu den Vereinigten Staaten von Europa.

Erweiterung und Vertiefung stehen in einem Spannungsverhältnis zueinander. Die Aufnahme (vieler) zusätzlicher Mitglieder vergrößert das Spektrum an Präferenzen und Interessen, so dass eine Einigung auf gemeinsame Ziele und Vorgehensweisen auf dem Weg der Einstimmigkeit oder qualifizierten Mehrheit schwerer wird. Vertiefung, d. h. der Übergang zu Abstimmungen nach dem Mehrheitsprinzip, könnte also Erweiterungen erleichtern („Vertiefung vor Erweiterung“). Andererseits kann die Aufnahme neuer Mitglieder die einstimmige Verabschiedung neuer Verträge, in denen das Mehrheitsprinzip ausgedehnt wird, erschweren oder gar unmöglich machen („Erweiterung statt Vertiefung“). Mitgliedsstaaten wie Großbritannien, die eine Vertiefung der EU nicht wünschen, unterstützten daher eine Erweiterung, da dadurch vermeintlich die Fähigkeit der EU zur Vertiefung gemindert würde.

Die Machtbalance in Europa und die strategischen Interessen einzelner Länder können durch eine Erweiterung berührt werden. So wurde der Beitrittsantrag von Großbritannien, Irland, Dänemark und Norwegen 1963 vom damaligen französischen Staatspräsidenten De Gaulle blockiert: Er stand einer Aufnahme Großbritanniens ablehnend gegenüber und kritisierte eine zu enge Bindung Großbritanniens an die USA (Dinan, D., 2005). Mit dem Beitritt eines weiteren großen Nationalstaates befürchtete er eine Konkurrenz zu der von ihm angestrebten französischen Vorherrschaft in (West-) Europa. Die Umwälzungen auf dem Balkan im Gefolge des Zerfalls Jugoslawiens sowie der Beitritt Österreichs im Jahr 1995 hatten die Position Deutschlands gestärkt, da es traditionell gute Beziehungen zum wieder entstandenen Kroatien sowie zu Österreich hat. Länder wie Großbritannien, Frankreich und Italien befürchteten, dass die Mitgliedschaft der mittel- und osteuropäischen Länder, die mit Österreich und Deutschland eng verbunden sind, zu einer Dominanz Deutschlands in der EU führen könnte. Damit würde auch die traditionelle „Achse Paris–Berlin“ geschwächt.

Warum Erweiterung?

Durch die Aufnahme zusätzlicher Mitglieder steigen die Größe des „Clubs“ und auch die Heterogenität der Traditionen und Erwartungen der Mitglieder. Es wird angenommen, dass die Bereitschaft der einzelnen Mitglieder zu einem gemeinsamen Interesse (Gemeinschaftsgut) beizutragen, geringer wird, wenn die Anzahl der Mitglieder größer ist. Dies wird damit begründet, dass der Nutzen des eigenen Beitrags sich auf eine größere Gruppe verteilt, so dass jeder versucht sein könnte, als „Trittbrettfahrer“ mehr zu profitieren, als beizutragen (Chalmers, D., Jachtenfuchs, M. et al., Eds., 2016a; Majone, G., 2014b:218 ff.; Olson, M., 1965).

Europa ist in mehreren Erweiterungsrunden gewachsen: Nach der Gründung der EWG durch die EU-6 ist diese auf 28 Mitglieder angewachsen und weitere Länder bewerben sich. Die größte Erweiterungsrunde ging auf ein singuläres historisches Ereignis zurück: Der Zusammenbruch des „Ost-Block“. Die Motive der einzelnen Länder für oder gegen eine Erweiterung sind sowohl politische als auch wirtschaftliche: Die Sicherung des Friedens, die Stärkung der eigenen außenpolitischen Position durch Zusammenschluss sowie die positiven wirtschaftlichen Effekte einer Marktöffnung stehen dabei im Vordergrund. Auch die Ausdehnung der Einflusssphäre der NATO war von Bedeutung. Eine gewisse Rolle mag bei einzelnen Interessengruppen bzw. Ländern auch die Hoffnung auf den Zugang zu Subventionen aus der europäischen Agrar- und Regionalpolitik spielen. Für Länder mit geringerem Wohlstand sowie schwieriger politischer Vergangenheit sind Frieden und Prosperität immer noch die zentralen Versprechungen einer EU-Mitgliedschaft, für die sie bereit sind auch Anpassungslasten auf sich zu nehmen.

Bisherige Mitglieder sowie die Organe der EU könnten aus verschiedenen Gründen eine Erweiterung anstreben, wobei diese je nach Land, Kandidat und historischer Situation unterschiedlich sind. Unter den wirtschaftlichen Motiven dominiert die Vergrößerung des Binnenmarkts um neue Mitglieder und damit neue Optionen für die Allokation von Kapital und Arbeit. Dies ist insbesondere für international agierende Unternehmen attraktiv. Ein bisher einmaliger Fall ist das Kandidatenland Norwegen. Die Regierung hatte den Beitritt zur EU bereits ausgehandelt, aber dieser konnte nicht vollzogen werden, da die Bevölkerung Norwegens sich in einem Referendum gegen den Beitritt aussprach – dies geschah sogar zwei Mal: 1972 und 1994.

Die Mitgliedsstaaten der EU gehören zu unterschiedlichen regionalen Interessenkreisen. Sie haben historisch gewachsene politische und ökonomische Beziehungen zu ihren Nachbarn – diese müssen nicht immer nur positiv gewesen sein. Daraus ergibt sich, dass jeder Mitgliedsstaat eine Erweiterung der EU um jenes Land präferiert, mit dem es bereits engere Wirtschaftsbeziehungen pflegt, um diese im Rahmen des Binnenmarktes noch besser nutzen zu können. Dies wird an den folgenden Beispielen deutlich. Eine Süd-Erweiterung der EU könnte für Spanien, Italien und Griechenland als Mittelmeer-Anrainer ökonomische Vorteile bringen, die sie aus einer Ost-Erweiterung nicht ziehen können. Dagegen waren Deutschland und Österreich aus den gleichen Gründen eher an einer Mitgliedschaft Polens, Tschechiens und Ungarns interessiert.

Griechenland sieht mehr wirtschaftliche Chancen in einer Mitgliedschaft Rumäniens und Bulgariens sowie enge politische Verbindungen zu Serbien und Zypern; es war daher an einer Aufnahme dieser Länder mehr interessiert als an einer Mitgliedschaft z.B. Polens.

Die nordischen Mitgliedsländer Finnland und Schweden sehen mit den drei baltischen Staaten Estland, Litauen und Lettland gemeinsame Entwicklungen im Ostsee-Raum als attraktiv an; dies hat auch dazu geführt, dass Schweden Lettland und Litauen gleichzeitig mit dem weiter entwickelten Estland bei der Gewinnung des Kandidatenstatus unterstützt hat.

Die Option auf eine Mitgliedschaft in der EU kann in den virulenten oder potenziellen Krisenherden Europas zu einer Befriedung und zu einer positiven politischen und wirtschaftlichen Entwicklung beitragen. Die Vorbereitung der Kandidaten auf die „Aufnahmeprüfung“ der Kopenhagen-Kriterien (Kapitel 4.2.2), die durch Heranführungshilfen der EU finanziell unterstützt wird, lenkt die Entwicklung in diesen Ländern. Daher wurde Bulgarien und Rumänien, die unter den Folgen der Balkankriege besonders zu leiden hatten, auf der Ratssitzung in Helsinki 1999 eine Beitrittsoption angeboten, obwohl diese Länder damals von einer Beitrittsreife noch weit entfernt waren. Ebenso war und ist auf dem Balkan nicht nur die unmittelbare politische und finanzielle Hilfe der EU von Nutzen; auch die gleichzeitig am Horizont aufscheinende Option einer EU-Mitgliedschaft ist für den Friedensprozess und die Entwicklung geordneter staatlicher und zivilgesellschaftlicher Strukturen förderlich.

Gesellschaftlich und sozial stabilisierend soll auch die Verpflichtung der EU zur Solidarität mit den wirtschaftlich schwächeren Mitgliedsländern wirken. Durch eine Politik der Kohäsion, d. h. durch den Abbau wirtschaftlicher Ungleichheit, können auch daraus resultierende Spannungen gemindert werden.

Für Reformen in der Türkei sowie für eine Stabilisierung und Weiterentwicklung der Wirtschaft des Landes war die Perspektive eines EU-Beitritts lange hilfreich, da dadurch Tempo und Richtung der Entwicklung zu einem modernen und prosperierenden Nationalstaat günstig beeinflusst wurden. Dies war auch im Interesse bisheriger Mitgliedsstaaten, da die Türkei eine Brücke zwischen den „westlichen“ Staaten und den „islamisch geprägten“ Ländern des Nahen und Mittleren Osten bilden kann. Mit der Flüchtlingskrise hat die Türkei eine noch wichtigere Position für die EU bekommen. Allerdings führt die politische Entwicklung in der Türkei aktuell (2016) eher von einem Beitritt weg (Kapitel 5).

Mit der Erweiterung der EU verbindet sich auch die Vorstellung wachsender internationaler Macht und der Ausdehnung des politischen Einflusses der EU als Gegengewicht zu den USA und zu China in einer globalisierten Welt. Unklar bleibt dabei aber, wie angesichts der außenpolitischen Uneinigkeit der Mitgliedsstaaten und ohne ein handlungsfähiges und schlagkräftiges europäisches Militär überhaupt Einfluss ausgeübt werden könnte. Zumindest aber durch die Entwicklung einer gemeinsamen Verhandlungsposition gegenüber Rohstofflieferanten wie Russland könnte die EU ihre gewachsene Größe als außenpolitische Stärke einsetzen.


Vertiefung

Die Vertiefungsschritte wurden jeweils durch Änderungen der Europäischen Verträge beschlossen; sie bezogen sich auf engere innen- und außenpolitische Kooperation, gemeinschaftliche Steuerung der Wirtschaft sowie die Stärkung der Institutionen Parlament und Rat sowie deren Funktionsmechanismen (Schulhoff, W., 1997:139 ff.; Baldwin, R. E., 1994:142 ff.).


Vertiefungsschritte zu einer „immer engeren Union“

Politische Vertiefung:

Europäische politische Zusammenarbeit und gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik (1986, 1992) eingeführt

Schengener Abkommen zur gemeinsamen Grenzsicherung unterzeichnet (1997)

Institutionelle Vertiefung:

Abstimmung mit qualifizierter Mehrheit im Europäischen Rat (1975) eingeführt Parlament gestärkt und Mehrheitsentscheidungen im Rat bei weiteren Themen vereinbart (1992, 2000, 2009)

Gesetze nach dem „ordentlichen Verfahren“, d. h. mit gleichberechtigter Position von Rat und Parlament (2009)

Wirtschaftliche Vertiefung:

Gemeinsame Agrarpolitik (1962) vereinbart

Zollunion (1968) eingeführt

Europäisches Währungssystem (EWS-I) (1979) eingeführt

Binnenmarkt sowie wirtschaftlicher und sozialer Zusammenhalt als Ziele in den Vertrag aufgenommen; Wettbewerbspolitik auch auf europäischer Ebene (1986)

Einführung des Euro und damit Abschaffung einer nationalen Geldpolitik beschlossen (1992)

Einführung des Euro als Zahlungsmittel (1999: Buchgeld, 2002: Bargeld)



Diejenigen, die eine „immer engere Union“ als Ziel der Integration verfolgen, streben einen weitergehenden Transfer von Zuständigkeiten auf die europäische Ebene an. Ebenso wurde im Zuge der andauernden Finanzkrise von einigen vorgeschlagen, sowohl die Fiskalpolitik als auch die Arbeitslosenversicherung zu vergemeinschaften. Diese Schritte zur Vertiefung sind politisch jedoch nicht konsensfähig.


Vertiefung und Differenzierung

Selbst wenn in einzelnen Nationalstaaten grundsätzlich Zustimmung zur Mitgliedschaft besteht, werden dennoch gegen einzelne geplante Neuregelungen Vorbehalte vorgebracht. Dies ist besonders dort der Fall, wo die geplanten europäischen Regulierungen nicht mit der gesellschaftspolitischen Sicht der Bevölkerung im jeweiligen Nationalstaat übereinstimmen. Dann ist ein Kompromiss erforderlich, um den Fortgang der Europäischen Integration nicht insgesamt zu gefährden: Schließlich müssen die Verträge einstimmig beschlossen werden. Als Lösung können Sondervereinbarungen für ein Land bzw. eine Gruppe von Ländern getroffen werden. Dies können Ausnahmen sein (Opt-out) sein, die einem Land die Möglichkeit einräumen, bestimmte Regelungen nicht anzuwenden (Adler-Nissen, R., 2014). Auch (lange) Übergangsfristen bis zum Inkrafttreten können vereinbart werden. Beispiele sind


–die Aufschiebung der Übernahme des Euro durch Großbritannien und Dänemark,

–Ausnahmen bei der Anwendung des Schengener Abkommens durch Dänemark,

–die Möglichkeit für Großbritannien, sich nicht an der Weiterentwicklung der Sozialcharta von 1989 zu beteiligen,

–das Recht Dänemarks, den Erwerb von Zweitwohnungen durch EU-Ausländer zu begrenzen,

–eine Übergangsfrist von sieben Jahren für die meisten Mitglieder der EU, bevor sie nach der „Ost“-Erweiterung die Freizügigkeit für Arbeitskräfte aus den neuen Ländern zulassen.



Solche Sonderregeln für einzelne Mitglieder können zu einem „Europa à la carte“ führen, in dem zwar kein einheitlicher Rechtsrahmen mehr besteht, aber Vereinbarungen getroffen werden können, durch die anstehende Probleme in der EU gelöst werden können.
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Weiterführende Literatur

Bellamy, R., 2013. An ever closer union among the peoples of Europe: Republican intergovernmentalism and democratic representation within the EU. Journal of European Integration 35(5): 499–516.



1.1.3.3Differenzierung und Des-Integration
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Welche Alternativen zur „immer engeren Union“?

Wie ist eine teilweise Rücknahme der Integration zu bewerten?



Die zahlreichen Schritte zur Weiterentwicklung der Europäischen Integration gingen bisher immer von dem Leitbild „Alle gemeinsam tun gleichzeitig die gleichen Schritte“ aus. So entstünde ein homogener Regelungsrahmen für alle Mitgliedsstaaten auf dem Weg zu einer „immer engeren Union“. Dieses Konzept bzw. einzelne Elemente werden jedoch von einigen Mitgliedsstaaten abgelehnt. Daraus entwickelt sich eine Differenzierung in der Integration, die vom Leitbild der Homogenität wegführt. Weiterhin führen verschiedene Kräfte zu einer teilweisen Reduzierung des bisher erreichten Niveaus der Integration.

In der europapolitischen Debatte wird häufig zwischen den „guten Europäern“ und den „Spaltern“ unterschieden. Diese wertende Zuschreibung zu den verschiedenen Positionen fußt implizit auf der Annahme „mehr Integration ist besser als weniger Integration“. Es ist jedoch nicht objektiv festzustellen, ob der bisher erreichte Stand der Integration gerade der richtige ist. Es ist nicht von vorneherein auszuschließen, dass größere Differenzierung oder partielle Des-Integration eine Europäische Union formen können, die stabiler und näher an den Wünschen der Bürger ist, als der Zwang zu einer „immer engeren Union“.

Differenzierung

Durch eine differenzierte Integration kann ein heterogenes europäisches Konstrukt entstehen (Europa a la carte), das möglicherweise die zentrifugalen Kräfte neutralisieren kann und so die Fortführung der Integration erleichtern kann. Drei Prozesse sind hier hervorzuheben:


–Re-Nationalisierung: Bisher erreichte Stufen der Integration in Teilbereichen werden wieder reduziert, indem die Zuständigkeit von der EU auf die Mitgliedsstaaten zurückverlagert wird. Für die Agrarpolitik wird dies von einigen gefordert. Die Forderung der britischen Regierung, über die Zuwanderung aus der EU wieder alleine bestimmen zu dürfen, sowie der Rückzug aus dem Schengen-Abkommen, mit dem die Bewachung der Außen- und Binnengrenzen der EU geregelt wird, sind weitere Beispiele. Politische Kräfte in Finnland fordern die Aufgabe des Euro zugunsten einer nationalen Währung. Eine Rückverlagerung von Zuständigkeiten in den Nationalstaat muss nicht zwingend als ein Scheitern des Integrationsprozesses gesehen werden. Vielmehr kann es sich auch um eine Dezentralisierung handeln, die ein unerwünscht hohes Maß an Zentralisierung korrigiert.

–Opt-out: Einige Mitgliedsstaaten dürfen oder wollen Teile der europäischen Regulierung einführen, sobald sie eine „Eingangsprüfung“ (Konvergenzkriterien) bestanden haben. Großbritannien und Dänemark wurde hier eine Ausnahme zugestanden: Sie müssen den Euro nicht einführen; bei Schweden wird toleriert, dass die eigentlich fällige Einführung des Euro mit einem kleinen Trick blockiert wird: Die Unabhängigkeit der Schwedischen Zentralbank wird formal nicht hergestellt.

–Vertiefte Zusammenarbeit: Da nicht alle Mitglieder eine zur Diskussion stehende Vertiefung befürworten, diese aber nur einstimmig beschlossen werden kann, sind weitere Vertiefungsschritte nur schwer möglich. Daher ist im EU-V (Artikel 20) die Möglichkeit einer „verstärkten Zusammenarbeit“ vorgesehen, nach der eine Teilgruppe der Mitgliedsstaaten gemeinsam weitere vertiefende Schritte tun darf, die die anderen Mitgliedsstaaten nicht binden. Allerdings ist diese Option politisch umstritten, da diejenigen Staaten, die an einer Vertiefung nicht oder noch nicht Interesse haben, befürchten von einer „fortschrittlichen Ländergruppe“ unter Zugzwang gesetzt zu werden oder als „2. Klasse“ zurückzubleiben; daher wurde von dieser Option lange Zeit kein Gebrauch gemacht. In zwei Themenbereichen wird an der Nutzung dieser Option gearbeitet: Die Schaffung eines europäischen Patents kam auch nach langjähriger Diskussion nicht zustande. Im Jahr 2012 wurde das Vorhaben auf dem Weg der verstärkten Zusammenarbeit realisiert, der sich lediglich zwei von 27 Ländern (Spanien, Italien) nicht anschlossen. Zur Einführung einer Finanztransaktionssteuer haben sich 11 Mitgliedsstaaten der EU im Rahmen der verstärkten Zusammenarbeit im Januar 2013 zusammengeschlossen – jedoch auch in dieser kleinen Gruppe keine Einigung erzielt.




Des-Integration

Politische Prozesse innerhalb von Mitgliedsstaaten sowie zwischen ihnen können auch zu einer Reduktion des bisher erreichten Standes der Integration führen oder gar den Bestand der Union insgesamt gefährden.

In einigen Mitgliedsstaaten streben Separatisten nach staatlicher Unabhängigkeit durch Abspaltung von dem bisherigen Staat. Zu nennen sind hier die Basken und Katalanen in Spanien, die politische Bewegung Lega Nord in Italien, die Flamen in Belgien oder die Schotten in Großbritannien. Diese Bestrebungen sind eine Angelegenheit des jeweiligen Staates. Jedoch entstünde bei einer Abspaltung für die EU eine nicht geregelte Problemlage: Es ist nicht definiert, ob ein neu gegründeter Staat automatisch Mitglied der EU bliebe oder die Mitgliedschaft neu beantragen müsste. Über einen Antrag auf Mitgliedschaft kann nur einstimmig entschieden werden. Es ist zu erwarten, dass die Stimmen der Staaten, die Separatismus nicht unterstützen wollen, nur schwer zu gewinnen wären. Es entstünde für längere Zeit eine unklare Lage, in der der neue Staat wie ein Drittland behandelt werden müsste und seine bisherigen wirtschaftlichen und politischen Beziehungen zur EU verlöre – einschließlich des Euro. Die EU hat es bisher vermieden, sich zu dieser Frage offiziell zu äußern. Einerseits könnte durch die Zusage einer fortdauernden Mitgliedschaft Abspaltung ermutigt werden und andererseits könnte ein Ausschluss als unangemessene Bestrafung empfunden werden.


Trennung in wechselseitigem Einvernehmen

Die Mitgliedschaft in der EU wurde lange Zeit als unumkehrbar angesehen und der freiwillige Austritt eines Mitgliedes oder sein „Rauswurf“ waren kein Thema. Dies hat sich mittlerweile geändert. Im Vertrag von Lissabon (Artikel 50) ist erstmals ein Verfahren für eine „Trennung in wechselseitigem Einvernehmen“ vorgesehen. Zuerst erklärt der austrittswillige Staat seine Absicht, die EU zu verlassen. Danach wird ein Vertrag zwischen den Vertretern der verbleibenden Mitglieder und dem Austrittswilligen ausgehandelt, in dem die Beziehungen nach der Trennung geregelt werden. Verhandlungen und Entscheidung liegen beim Rat, also bei den Regierungen der Mitgliedsländer. Für eine Annahme des Vertrags ist eine qualifizierte Mehrheit erforderlich. Die Frist von zwei Jahren kann verlängert werden, sofern die verbliebenen Mitglieder der EU dies einstimmig billigen. Damit lastet auf dem Verfahren ein sehr hoher Zeitdruck.

Nach der Unterschrift unter einen Austrittsvertrag gilt das europäische Recht nicht mehr in dem ausgetretenen Land. Es könnte eine erneute Mitgliedschaft nur im regulären Verfahren (Artikel 49 EU-V) – so wie jeder andere Kandidat – beantragen. Der Austritt Großbritanniens (BREXIT) ist der erste Anwendungsfall für dieses Verfahren (Kapitel 1.1.4).


Rauswurf außerhalb der Regeln

Eine weitere, nicht vorgesehene Form „europäischer Scheidung“ wurde in der Finanzkrise im Fall Griechenlands diskutiert: Der befristete oder endgültige Entzug der Mitgliedschaft („Rauswurf“, GREXIT) durch die anderen Mitglieder. Dies ist jedoch gegen den Willen des betroffenen Mitglieds nach europäischem Recht nicht möglich und wäre im Fall Griechenlands im Jahr 2015 nur um den Preis einer Verweigerung weiterer Finanzhilfen und nach dem Zusammenbruch des Staates politisch erzwingbar gewesen. Die langfristigen Wirkungen wären wahrscheinlich für keine der beteiligten Parteien positiv (Kapitel 3.5.4.2).


[image: ]


Weiterführende Literatur

Blockmans, S., Ed., 2014. Differentiated Integration in the EU – From the inside looking out. CEPS EU Foreign Policy.

Adler-Nissen, R., 2014. Opting Out of the European Union – Diplomacy, Sovereignty and European Integration. Cambridge, Cambridge Univ. Press.

Eppler, A. und Schelle, H., Eds., 2013. Europäische Desintegration in Zeiten der Krise – Zur Konzeptionalisierung europäischer Desintegration: Zug- und Gegenkräfte im europäischen Integrationsprozess. Schriftenreihe des Arbeitskreises Europäische Integration. Baden-Baden, Nomos.

Baldwin, R. E., 1997. Concepts and speed of an Eastern enlargement. Quo Vadis Europe? Siebert, H. Tübingen: 73–95.

Warleigh, A., 2002. Flexible Integration: Which model for the European Union? Sheffield.

Kühnhardt, L., 2005. Erweiterung und Vertiefung: Die Europäische Union im Neubeginn. Baden-Baden, Nomos.

Ruiz-Jimenez, A. M. und Torreblanca, J. I., 2008. Is there a trade-off between deepening and widening? What do Europeans think? EPIN European Policy Institutes Network Working Paper (17), April.

Faber, A., 2007. Die Weiterentwicklung der Europäischen Union: Vertiefung versus Erweiterung? Integration 30(2): 103–116, April.




1.1.4BREXIT – ein Abenteuer mit ungewissem Ausgang
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Wie kam es zum BREXIT?

Welche Beziehungen könnten EU und Großbritannien eingehen?

Sind die Folgen des Austritts absehbar?



Der Abschied Großbritanniens aus der EU zeichnete sich schon länger ab. Vom Beginn an war die Mitgliedschaft von Ambivalenz gekennzeichnet (Minford, P., Gupta, S. et al., 2015). In den letzten Jahren hat eine EU-feindliche Presse zusammen mit Teilen des britischen Establishments – quer durch die Parteien – die vermeintlichen oder tatsächlichen Nachteile der EU-Mitgliedschaft betont. Die „Hinterbänkler“ der Regierungspartei haben die Ablehnung der EU für parteiinterne Machtkämpfe genutzt. Letztlich wollte der Regierungschef Cameron diese Stimmen abschließend zum Schweigen bringen, indem er ein Referendum zur Frage „Bleiben oder Gehen“ abzuhalten versprach. In der Öffentlichkeit hat sich die Zuwanderung von Arbeitskräften aus den neuen Mitgliedsstaaten zum zentralen Problem der Mitgliedschaft aufgebauscht. Trotz anderslautender wissenschaftlicher Untersuchungen wurden in einer „post-faktischen Medienwelt“ unzutreffende und nicht erfüllbare Versprechungen über die Vorteile eines Austritts aus der EU (BREXIT) verbreitet.

Das Referendum vom 26. Juni 2016 ging knapp zugunsten eines BREXIT aus. Ausschlaggebend waren die Stimmen von älteren, britischen Männern mit geringer Ausbildung, die in ländlichen Regionen mit kleinem Ausländeranteil leben. Sie wurden als die „Verlierer der Globalisierung“ charakterisiert, die ihre vermeintliche oder tatsächliche Benachteiligung oder Gefährdung durch einen Rückzug „in die gute alte Zeit“ aufheben wollten (Arnorsson, A. und Zoega, G., 2016). Ähnliche Bevölkerungsgruppen bilden die nationalistische Partei AfD in Deutschland und die Unterstützer des nächsten Präsidenten der USA, Donald Trump. Der Sieg im Referendum ist also eher Ausdruck verbreiteten Unbehagens an der Situation und Entwicklung im Land, das Teile der Bevölkerung verspüren, und nicht ein durch Analysen gestütztes Votum gegen die EU.

Nach Artikel 50 haben die EU und Großbritannien zwei Jahre Zeit, um ihre Beziehungen neu zu regeln. Die Einigung muss mit qualifizierter Mehrheit im Rat gebilligt werden (Kapitel 1.1.3.3). In einigen Mitgliedsstaaten muss dieser Vertrag noch in einem Referendum gebilligt werden. Sollte es nicht zu einem Vertrag kommen, dann endet die Mitgliedschaft Großbritanniens und es erhält automatisch den Status eines WTO-Mitglieds. Außerdem muss die EU nach einem Austritt Großbritanniens die Europäischen Verträge zumindest überall dort ändern, wo die Namen der Mitgliedsstaaten aufgelistet sind. Außerdem muss geregelt werden, wie die frei werdenden Sitze in Rat (Kirsch, W., 2016) und Parlament verteilt werden – dies ist bisher nicht geregelt. Änderungen der Verträge müssen einstimmig vollzogen werden.










Kritische Aspekte

In der politischen Diskussion in Großbritannien werden von verschiedenen Gruppen weitreichende und sich gegenseitig widersprechende Forderungen und Erwartungen an die Zeit nach dem Austritt geäußert:


–Die Autonomie Großbritanniens soll wieder hergestellt werden („We want our country back“). Daher sollen die Gesetze nicht mehr in der EU gemacht werden und die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs soll nicht mehr für Großbritannien gelten.

–Arbeitskräfte aus der EU sollen nur noch nach den Regeln Großbritanniens Zugang zum Arbeitsmarkt haben.

–Die (Netto-) Zahlungen an den EU-Haushalt sind einzustellen. Auf die frei werdenden Mittel wird insbesondere von den Stellen Anspruch erhoben, die bisher Mittel aus dem EU-Haushalt erhalten (Arme Regionen, Landwirte, Forschungseinrichtungen, Hochschulen).

–Die Gesetze der EU zum Binnenmarkt sollen nicht mehr gelten, aber die Güter und Dienstleistungen aus Großbritannien, und insbesondere die Unternehmen der Finanzindustrie (City of London), sollen weiterhin ungehinderten Zugang zum europäischen Markt haben.




Modelle für EU und Großbritannien

Die künftigen Beziehungen zwischen der EU und Großbritannien können nur aus einem Verhandlungskompromiss geformt werden. In diesen fließen die partikularen Interessen aller 27 Mitgliedsstaaten ein, die vom BREXIT jeweils ganz unterschiedlich betroffen sind. Hierdurch öffnet sich eine Tür für „Kuhhandel“ und „deals“ zwischen den Mitgliedsstaaten, was den gesamten Vorgang weiter komplizieren kann.
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